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Stellungnahme zum Gesamtbericht der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-
Westfalen (gpaNRW) über die überörtliche Prüfung der Stadt Lohmar im Jahr 
2021 
 
Im Prüfungsbericht der gpaNRW über die überörtliche Prüfung der Stadt Lohmar im 
Jahr 2021 wurden Feststellungen und Empfehlungen aufgeführt, zu denen die 
Bürgermeisterin im Folgenden Stellung nimmt (§ 105 Abs. 6 Satz 2 
Gemeindeordnung NRW).  
 
Die Prüfung in Lohmar hat von August 2020 bis September 2021. Der endgültige 
Gesamtbericht wurde der Stadt Lohmar am 24. Oktober 2022 mitgeteilt. 
 
Die Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur 
überörtlichen Prüfung sind auf den Seiten 24 bis 31 des Gesamtberichts zu finden. 
 
 
1. Haushaltssteuerung 
 

Feststellung 1 (F1) Die Stadt Lohmar überträgt regelmäßig investive 
Ermächtigungsübertragungen. Bei den 
fortgeschriebenen Ansätzen der investiven 
Auszahlungen ist eine realistischere 
Veranschlagung erstrebenswert. 

 
Empfehlung 1 (E1) Die Stadt Lohmar sollte die Planung der 

Investitionsauszahlungen anhand der Vorgaben 
des § 13 KomHVO überprüfen. Ziel sollte sein, nur 
die tatsächlich im Planungszeitraum zu 
erwartenden Auszahlungen im Haushaltsplan zu 
veranschlagen. 

 
Stellungnahme 1 (S1) Diese Empfehlung wird bei der Aufstellung künftiger 

Haushalte beachtet. 
 

 

 
 

Feststellung 2 (F2) Die Stadt Lohmar nutzt unterschiedliche Quellen 
zur Fördermittelrecherche und greift auch auf 
externe Beratungsangebote zurück. Der Prozess 
der Fördermittelakquise ist noch optimierungsfähig. 

 
Empfehlung 2.1 (E2.1) Die Stadt Lohmar sollte als strategische 

Zielvorgabe festlegen, dass Fördermöglichkeiten 
bei der Planung aller Unterhaltungs- und 
Investitionsmaßnahmen standardisiert zu prüfen 
sind. 

 
Empfehlung 2.2 (E2.2) Die Stadt Lohmar sollte einen umfassenden 

Überblick über ihre möglichen Förderprojekte 
haben. Dazu sollte sie diese zentral dokumentieren. 
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Stellungnahme 2.1 (S2.1) Die Fördermöglichkeiten bei der Planung von 

Unterhaltungs- und Investitionsmaßnahmen werden 
bereits geprüft. 

 
Stellungnahme 2.2 (S2.2) Diese Empfehlung befindet sich in der Umsetzung. 

 
 

 
 

Feststellung 3 (F3) Die Stadt Lohmar informiert die Verwaltungsleitung 
anlassbezogen über den Verlauf wichtiger 
Förderprojekte. Die Fördermittelbewirtschaftung 
kann sie noch weiterentwickeln. 

 
Empfehlung 3 (E3) Die Stadt Lohmar sollte eine zentrale Datei oder 

Datenbank einrichten, in der sie die wesentlichen 
Informationen aller investiven und konsumtiven 
Förderprojekte ab dem Planungszeitpunkt einpflegt. 

 
Stellungnahme 3 (S3) Die Empfehlungen E2.2 und E3 können durch den 

Einsatz einer speziellen Software gemeinsam 
umgesetzt werden. Die Vorauswahl einer 
geeigneten Software befindet sich derzeit in der 
Testphase. 

 
 
 
2. Beteiligungen 
 

Feststellung 1 (F1) Die Datenerhebung und -vorhaltung entspricht 
überwiegend den Anforderungen, die sich aus dem 
Beteiligungsportfolio der Stadt Lohmar ergeben. 

 
Empfehlung 1 (E1) Die Stadt Lohmar sollte die geplante digitale 

Datenverwaltung im Beteiligungsmanagement 
zeitnah umsetzen. 

 
Stellungnahme 1 (S1) Die Daten im Beteiligungsmanagement werden 

digital verwaltet. 
 
 

 
3. Hilfe zur Erziehung (HzE) 
 

Feststellung 1 (F1) Die Stadt Lohmar verfügt über ein Leitbild, das u. a 
die Familienfreundlichkeit als ein 
Schwerpunktthema vorbildlich ausweist. Darauf 
aufbauend hat das Jugendamt weitere an diesem 
Hauptziel ausgerichtete strategische und operative 
Zielsetzungen entwickelt, die auch von der Politik 
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mitgetragen werden. Dazu kommen Kennzahlen 
zum Einsatz, die im Hinblick auf ihre 
Aussagefähigkeit jedoch noch optimierbar sind. 

 
Empfehlung 1 (E1) Die Stadt Lohmar sollte aus den Zielen konkrete 

Maßnahmen entwickeln und die Zielerreichung 
regelmäßig überprüfen. 

 
Stellungnahme 1 (S1) Die Empfehlung wurde umgesetzt und ist 

abgeschlossen.  
Der gpaNRW wurden im Rahmen der Prüfung die 
erstellten Produktberichte der Jahre 2015 bis 2018 
zur Verfügung gestellt. Die entwickelten 
Kennzahlen und Ziele wurden im Jahr 2014 im 
Rahmen einer externen Beratung entwickelt und 
werden weiterhin fortlaufend fortgeschrieben und in 
IKVS (webbasierte Interkommunale 
Kennzahlenvergleichssystem für die kommunale 
Steuerung) halbjährlich eingepflegt. Nach Freigabe 
der Daten durch die Kämmerei können die 
Produktberichte erstellt werden und im Anschluss 
dem Jugendhilfeausschuss bekanntgegeben 
werden. 

 
 

 
 

Feststellung 2 (F2) Die Stadt Lohmar verfügt bereits über Bestandteile 
eines Finanzcontrollings, jedoch ist die fehlende 
Schnittstelle zwischen Jugendamts- und 
Finanzsoftware nicht optimal. Dennoch ist das 
Jugendamt in der Lage, mit den erhobenen Daten 
detaillierte Berichte zu den Entwicklungen bei der 
HzE zu erstellen. Dadurch sind die 
Finanzentwicklungen im Jugendamt für Dritte gut 
nachvollziehbar. 

 
Empfehlung 2 (E2) Zur weiteren Optimierung der Steuerung der HzE 

sollte die Stadt Lohmar die in diesem Bericht 
verwendeten Kennzahlen weiter fortschreiben. 

 
Stellungnahme 2 (S2) Die Empfehlung wurde umgesetzt und ist 

abgeschlossen.  
Der gpaNRW wurden im Rahmen der Prüfung die 
erstellten Produktberichte der Jahre 2015 bis 2018 
zur Verfügung gestellt. Die entwickelten 
Kennzahlen und Ziele wurden im Jahr 2014 im 
Rahmen einer externen Beratung entwickelt und 
werden weiterhin fortlaufend fortgeschrieben und in 
IKVS (webbasierte Interkommunale 
Kennzahlenvergleichssystem für die kommunale 
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Steuerung) halbjährlich eingepflegt. Nach Freigabe 
der Daten durch die Kämmerei können die 
Produktberichte erstellt werden und im Anschluss 
dem Jugendhilfeausschuss bekanntgegeben 
werden.  

 
 

 
 

Feststellung 3 (F3) Das Jugendamt der Stadt Lohmar hat ein 
Fachcontrolling und betrachtet die Wirksamkeit von 
Hilfen. Die Zielerreichung wird für einzelne Hilfen 
ermittelt. Zwar wertet die Stadt ihre Erfahrungen in 
den eingesetzten Hilfen fallübergreifend aus, jedoch 
erfolgt das nicht trägerbezogen. Dadurch fehlen 
vergleichbare Informationen zu den 
Qualitätsstandards der Leistungsanbieter im 
Anbieterverzeichnis des Jugendamtes. 

 
Empfehlung 3 (E3) Die Stadt Lohmar sollte die fallübergreifenden 

Auswertungen anbieterbezogen aufbereiten und 
hieraus Erkenntnisse für Qualitätsdialoge mit 
Leistungsanbietern ziehen. Zusätzlich kann sie 
auch Laufzeiten, Fachleistungsstunden und 
Abbruchquoten auswerten. 

 
Stellungnahme 3 (S3) Die Anregung wird bis Ende 2023 umgesetzt.  

Das bereits bestehende Anbieterverzeichnis wird 
um die empfohlenen Aspekte ergänzt und 
fortgeschrieben. Zugriff auf das Verzeichnis 
erhalten alle Mitarbeitenden der Abteilung Sozialer 
Dienst (ASD) und die wirtschaftliche Jugendhilfe.  

 
 

 
 

Feststellung 4 (F4) Mit dem Qualitätshandbuch hat die Stadt Lohmar 
die Abläufe in den Kernprozessen des ASD in 
geeigneter Weise standardisiert. Dadurch sind 
Abläufe sowie Zuständigkeiten und Fristen 
eindeutig geregelt und sorgen damit für eine hohe 
Prozessqualität. 

 
Empfehlung 4.1 (E4.1) Die Stadt Lohmar sollte die Gründe für die 

eingeschränkte Nutzung der Jugendamtssoftware 
im Bereich des ASD hinterfragen. 

 
Empfehlung 4.2 (E4.2) Die Stadt Lohmar sollte im Hilfeplanverfahren 

verstärkt den Fokus auf wirtschaftliche 
Gesichtspunkte wie Anbieterauswahl auch nach 



5 
 

Pflegesätzen oder Umfang der 
Fachleistungsstunden legen. Das gilt auch für die 
Fallberatungen im pädagogischen und erweiterten 
Teams. 

 
Stellungnahme 4.1 (S4.1) Die Empfehlung wird umgesetzt.  

Bis zum 31. Dezember 2023 werden spezielle 
Softwareprogramme für den ASD, die über eine 
Schnittstelle zur wirtschaftlichen Jugendhilfe 
verfügen, eruiert und auf ihre Funktionalität, 
Kompatibilität und Anwenderfreundlichkeit hin 
geprüft. Ebenso erfolgt eine Prüfung des 
Aufwandes für die Datenpflege und die 
Administration.  

 
Stellungnahme 4.2 (S4.2) Die Empfehlung wurde umgesetzt und ist 

abgeschlossen. Sowohl im pädagogischen Team 
als auch im erweiterten Team finden wirtschaftliche 
Aspekte, z.B. Kostenansatz pro 
Fachleistungsstunde oder Tagessatz, Anwendung. 

 
 

 
 
Feststellung 5 (F5) In der Stadt Lohmar gibt es klar strukturierte 

Prozesse und Arbeitshilfen zur Fallsteuerung im 
Qualitätshandbuch. Jedoch sollte der Begrenzung 
von Fachleistungsstunden und der Gestaltung des 
Anbieterverzeichnisses mit Blick auf die 
Wirtschaftlichkeit mehr Priorität eingeräumt werden. 

 
Empfehlung 5.1 (E5.1) Der ASD im Jugendamt der Stadt Lohmar sollte ein 

Anbieterverzeichnis führen, das nach 
Erfahrungswerten, Kosten und Leistungen 
ausgewertet werden kann. 

 
Empfehlung E5.2 (E5.2) Die Stadt Lohmar sollte die Begrenzung von 

Fachleistungsstunden als Qualitätsstandard 
definieren. 

 
Stellungnahme 5.1 (S5.1) Die Empfehlung wird bis Ende 2023 umgesetzt.  

Die Leistungsentgelte der Jugendhilfeeinrichtungen 
sowie der Träger, die ambulante Leistungen 
anbieten und regelmäßig durch das Jugendamt 
Lohmar belegt werden, liegen der wirtschaftlichen 
Jugendhilfe vor. Die Entgelt- und Kostensätze 
werden vom ASD regelmäßig abgefragt.  

   
Das bereits bestehende Anbieterverzeichnis wird 
um die empfohlenen Aspekte ergänzt und 
fortgeschrieben. Zugriff auf das Verzeichnis 
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erhalten alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Abteilung Sozialer Dienst und die wirtschaftliche 
Jugendhilfe.  

 
Stellungnahme 5.2 (S5.2) Die Empfehlung wird bis Ende Juni 2023 

umgesetzt. 
 
 

 
 

Feststellung 6 (F6) Aufgrund der geringen Personalausstattung bei 
gleichzeitig hoher Arbeitsmenge kann die 
Wirtschaftliche Jugendhilfe (WiJu) 
Kostenerstattungsansprüche nicht immer zeitnah 
geltend machen. Dies wirkt sich ertragsseitig 
insbesondere bei der Vollzeitpflege belastend aus. 

 
Empfehlung 6 (E6) Die Stadt Lohmar sollte für die Geltendmachung 

von Kostenerstattungsansprüchen Prozesse und 
Standards definieren und in das Qualitätshandbuch 
mit aufnehmen. Außerdem ist eine 
Vertretungsregelung für die WiJu zwingend 
erforderlich, um wirtschaftliche Nachteile für die 
Stadt Lohmar bei Vakanzen zu vermeiden. 

 
Stellungnahme 6 (S6) Die Empfehlung wurde umgesetzt und ist 

abgeschlossen. 
  
 Seit dem 25. August 2022 wird die wirtschaftliche 

Jugendhilfe durch eine Vollzeitstelle verstärkt, so 
dass auch eine Vertretung sichergestellt ist.  

 Durch diese zusätzliche Personalausstattung 
können die Geltendmachung von 
Kostenerstattungsansprüchen und die Abrechnung 
der Kostenanerkenntnis nunmehr zeitnah 
abgerechnet werden kann.  

 
In diesem Zusammenhang ist allerdings 
anzumerken, dass es vielfach mehrere Jahre 
(teilweise mehr wie 2 Jahre) andauern kann, bis 
durch den sachlich oder örtlichen zuständigen 
Träger die Kostenerstattung anerkannt wird. 
Insbesondere bei einem Wechsel der sachlichen 
Zuständigkeit an den Landschaftsverband 
Rheinland (LVR) erfolgt die Anerkennung vielfach 
erst nach Einholung weiterer ärztlicher Gutachten, 
um einen Wechsel an den LVR durchzusetzen. Die 
Einholung ärztlicher Gutachten ist in diesen Fällen 
auch mit zeitlichen Aufwand verbunden (mehrere 
Monate).  
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Feststellung 7 (F7) Die wesentlichen Abläufe im ASD und die 
finanziellen Entwicklungen der Hilfen zur Erziehung 
in der Stadt Lohmar unterliegen regelmäßigen und 
stichprobenartigen Prozesskontrollen durch die 
Leitungskräfte und der WiJu. Es fehlt jedoch die 
technische Unterstützung durch die nur 
eingeschränkt genutzte Jugendamtssoftware. 

 
Empfehlung 7 (E7) Bei der Einführung der E-Akte im Bereich des ASD 

der Stadt Lohmar sollte viel Wert auf die 
Einrichtung von systemimmanenten 
Kontrollmechanismen in den Kernprozessen gelegt 
werden. Dazu sollte die Stadt Lohmar eine 
Jugendamtssoftware einsetzen, die zweckmäßig 
und auf die Bedürfnisse des Jugendamtes 
ausgerichtet ist. 

 
Stellungnahme 7 (S7) Die Anregung wird umgesetzt.  

Bis zum 31. Dezember 2023 werden spezielle 
Softwareprogramme für den ASD, die über eine 
Schnittstelle zur wirtschaftlichen Jugendhilfe 
verfügen, eruiert und auf ihre Funktionalität, 
Kompatibilität und Anwenderfreundlichkeit hin 
geprüft. Ebenso erfolgt eine Prüfung des 
Aufwandes für die Datenpflege und die 
Administration.  

 
 

 
 

Feststellung 8 (F8) Die Stadt Lohmar wendet im Vergleichsjahr 2018 
einen höheren zielgruppenbezogenen Fehlbetrag 
auf als die Mehrzahl der Vergleichskommunen. Das 
ist auf erhöhte Aufwendungen für ambulante und 
stationäre HzE zurückzuführen. 

 
Empfehlung 8 (E8) Die Stadt Lohmar sollte weiterhin an ihrer 

Zielvorgabe von 70 Prozent Anteil an ambulanten 
Hilfefällen festhalten. 

 
Stellungnahme 8 (S8) Die Empfehlung wird umgesetzt. 
 
 

 
 
Feststellung 9 (F9) Mehr als 50 Prozent der Vergleichskommunen 

erzielen bei der Sozialpädagogischen Familienhilfe 
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(SPFH) niedrigere Aufwendungen je Hilfefall als die 
Stadt Lohmar. Das ist insbesondere auf eine hohe 
Zahl an Fachleistungsstunden bei einigen 
Hilfefällen zurückzuführen. Außerdem wird der 
Wirtschaftlichkeitsaspekt bei der Anbieterauswahl 
nicht effizient genug berücksichtigt. 

 
Empfehlung 9.1 (E9.1) Die Stadt Lohmar sollte prüfen, ob der Umfang der 

SPFH-Fachleistungsstunden in den Fällen mit 
einem hohen Leistungsumfang reduziert werden 
kann. 

 
Empfehlung 9.2 (E9.2) Die Stadt Lohmar sollte die Laufzeiten bei den 

SPFH statistisch erfassen und im 
Hilfeplanverfahren eine Laufzeitbegrenzung nach 
Möglichkeit bewirken. 

 
Stellungnahme 9.1 (S9.1) Die Empfehlung wird umgesetzt und ist 

abgeschlossen. Im Zusammenhang mit der 
gesetzlich vorgeschriebenen Hilfeplanung werden 
regelmäßig die Ziele einer Hilfe und die Höhe des 
Leistungsumfangs geprüft und ggf. reduziert.  

 
Stellungnahme 9.2 (S9.2) Die Empfehlung wird umgesetzt. Im 

Zusammenhang mit der gesetzlich 
vorgeschriebenen Hilfeplanung wird regelmäßig die 
Beendigung der Laufzeit geprüft. 

 
 

 
 
Feststellung 10 (F10) Die Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII wird in 

Lohmar von Fällen mit Kostenerstattungsanspruch 
dominiert. Diese wirken sich weitestgehend nicht 
auf den Fehlbetrag der Hilfen zur Erziehung aus. 
Die Aufwendungen für die wenigen selbst zu 
verantwortenden Vollzeitpflegefälle sind, auch 
wegen der teilweise benötigten teuren 
Erziehungsstellen, sehr hoch. 

 
Empfehlung 10 (E10) Die Stadt Lohmar sollte die extrem hohen 

Aufwendungen bei den eigenen 
Vollzeitpflegestellen hinterfragen. Dazu sollte sie 
die Anwerbung von kostengünstigen Pflegestellen 
in den Fokus nehmen, damit die eigenen Fälle 
wirtschaftlicher untergebracht werden können. 

 
Stellungnahme 10 (S10) Die Empfehlung wird derzeit umgesetzt. 
 
 



9 
 

 

 
 
Feststellung 11 (F11) Die Stadt Lohmar hat bei eigenen Fällen nach § 34 

SGB VIII sehr hohe Unterbringungskosten je Fall zu 
tragen. Nur durch die zahlreichen günstigeren 
UMA-Heimunterbringungen positionieren sich die 
Aufwendungen je Hilfefall unterhalb des Medians. 

 
Empfehlung 11.1 (E11.1) Die Stadt Lohmar sollte die hohen 

Heimunterbringungskosten für Nicht-UMA-Fälle im 
Hinblick auf Tagessätze, Zusatzleistungen und 
Verweildauern analysieren und nach Möglichkeit 
gegensteuern. 

 
Empfehlung 11.1 (E11.2) Die Stadt Lohmar sollte für die Rückführung in die 

Herkunftsfamilie ein Reintegrationskonzept 
entwickeln und umsetzen. 

 
Stellungnahme 11.1 (S11.1) Die Anregung wird umgesetzt. Aktuell erfolgt eine 

Auswertung der Heimerziehung gem. § 34 SGB VIII 
 
Stellungnahme 11.2 (S11.2) Die Empfehlung wird bis zum 31. Dezember 2023 

umgesetzt. Ein Rückführungskonzept wird derzeit 
entwickelt. 

 
 

 
 
Feststellung 12 (F12) Die Stadt Lohmar verfügt bei der 

Eingliederungshilfe über gute Prozessstandards. 
Trotzdem sind die Aufwendungen für die 
Eingliederungshilfe vergleichsweise hoch. Das liegt 
insbesondere an hohen Ausgaben für die 
Integrationshelfer/Schulbegleitungen und 
kostenintensiven stationären Unterbringungen. 

 
Empfehlung 12.1 (E12.1) Die Stadt Lohmar sollte die hohen Aufwendungen 

für Schulbegleitungen/Integrationshelfer zum 
Anlass nehmen, ihre Prüfung der 
Teilhabebeeinträchtigung noch weiter zu 
intensivieren. Außerdem sollte sie die Gründe für 
den Anstieg bei den Aufwendungen ermitteln. 

 
Empfehlung 12.2 (E12.2) Die Stadt Lohmar sollte die Einführung von 

Poollösungen an den einzelnen Schulstandorten 
prüfen. 

 
Stellungnahme 12.1 (S12.1) Der Anstieg der Aufwendungen ist unter anderem 

auf den massiven Anstieg der Fallzahlen im Bereich 
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der Schulbegleitungen zurückzuführen. Bezüglich 
der Kosten ist allerdings auch zu berücksichtigen, 
dass bei Einsatz der Schulbegleitungen zwischen 
fachlichen und nichtfachlichen Betreuungen zu 
unterscheiden ist. Der Einsatz hängt vom 
zugrundliegenden pädagogischem Bedarf des zu 
betreuenden Kindes ab. Die Kosten je Stunde 
liegen aktuell zwischen 33,00 € (nichtfachlich) und 
71,00 € (fachlich).  

 
Stellungnahme 12.2 (S12.2) Die Empfehlung wird derzeit umgesetzt. Ein 

Konzept für eine Pool-Lösung wird in Abstimmung 
mit den Lohmarer Schulen entwickelt. 

 
 

 
 
Feststellung 13 (F13) Bei den Hilfen für junge Volljährige hat die Stadt 

Lohmar 2018 sowohl im ambulanten als auch im 
stationären Bereich vergleichsweise niedrige 
Aufwendungen je Hilfefall. Dies ist vor allem auf die 
frühzeitige Verselbstständigungsarbeit der Stadt 
Lohmar zurückzuführen. Jedoch ist die Falldichte 
bei den stationären Fällen wegen der hohen Zahl 
an Heimunterbringungen sehr hoch. 

 
Empfehlung 13 (E13) Die Stadt Lohmar sollte die Hintergründe für den 

immer noch hohen Anteil an stationären Hilfefällen 
bei den jungen Volljährigen untersuchen und die 
Verselbstständigungsarbeit weiter intensivieren. 

 
Stellungnahme 13 (S13) Die Empfehlung wurde umgesetzt. 

Im Auswertungszeitraum 2015-2018 lag die Fallzahl 
im Bereich der jungen Volljährigen zwischen 10 
(Jahr 2015) und 26 (Jahr 2018). Hierin sind auch 
die volljährig gewordenen unbegleiteten 
minderjährigen Ausländer (UMA) enthalten. 

 
In den Jahren 2015 bis ins Jahr 2018 erfolgten 
kontinuierlich Zuweisungen von unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen (im Alter zwischen 16 
Jahren und kurz vor dem 18. Lebensjahr). Unter 
Berücksichtigung des gesetzlich vorgeschriebenen 
Verteilungsschlüssels lag die zu betreuende Zahl 
im Jahr 2018 bei „22“.  

 
Die Betreuung erfolgte in stationären Einrichtungen 
und konnte dann in den folgenden Jahren wieder 
reduziert werden. Eine Verselbständigung konnte 
erst nach dem 18. Lebensjahr im Rahmen der 
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Hilfeplanung erfolgen, so dass später auch nur 
noch eine ambulante Begleitung erforderlich war.  

 
Bezüglich der Aufwendungen für die UMA ist 
anzumerken, dass die Aufnahme i. d. R. in den 
Einrichtungen nicht in Regelgruppen, sondern in 
spezialisierten Clearinggruppen erfolgten. Des 
Weiteren ist in diesem Zusammenhang zu 
berücksichtigten, dass die UMA ortsnah nach der 
Zuweisung an das Jugendamt Lohmar 
untergebracht wurden.  

 
Bei den regulär betreuten Volljährigen handelt es 
sich, wie auch im Bericht der gpaNRW dargestellt, 
um „Fortführungshilfen“, deren Betreuung auch 
über die Zeit der Ausbildung erforderlich ist. Eine 
Verselbständigung kann erst nach Abschluss der 
Ausbildung erfolgen. Ebenfalls ist zu 
berücksichtigen, dass aufgrund der bereits 
mehrjährigen Unterbringung in der Einrichtung auch 
kein Ortswechsel erfolgen kann, da im 
Einzugsbereich der Einrichtung die Schule bzw. 
Ausbildung besucht wird (§ 41 Abs. 1 Satz 1 SGB 
VIII … solange ihre Persönlichkeitsentwicklung eine 
selbstbestimmte, eigenverantwortliche und 
selbständige Lebensführung nicht gewährleistet. 
Die Hilfe wird in der Regel nur bis zur Vollendung 
des 21. Lebensjahres gewährt).  
 
Am 9. Juni 2021 ist das Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetz, konkret § 41 a Abs. 1 SGB 
VIII, in Kraft getreten. Nach der neuen Fassung ist 
die Hilfe für junge Volljährige zu gewähren, wenn 
und solange die Persönlichkeitsentwicklung eine 
selbstbestimmte, eigenverantwortliche und 
selbstständige Lebensführung nicht gewährleistet. 
Damit ändert sich der Prüfungsmaßstab für die 
Gewährung der Leistung nach § 41 Abs. 1 SGB VIII 
grundlegend. Das Jugendamt hat nun zu prüfen, ob 
die Beendigung der Hilfe die weitere 
Persönlichkeitsentwicklung des jungen Menschen 
gefährden wird, ob also negative Folgen für seine 
Entwicklung zu erwarten sind. Hierbei hat es 
sowohl die (weitere) Sicherung des 
Lebensunterhalts, die Wohnungssituation, die 
bisherige und zukünftige Ausbildung und die 
psychosoziale Situation in den Blick zu nehmen und 
bei bestehenden Ungewissheiten die Hilfe stets 
weiter zu gewähren. 
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Des Weiteren handelte es sich auch um Fälle der 
stationären Eingliederungshilfe. Hier liegt der 
Zeitraum der möglichen Zuständigkeit des 
Jugendamtes bis zur Vollendung des 27. 
Lebensjahres (§ 41 Abs. 1 S. 2 SGB VIII i. V. m. § 7 
Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII).  

 
 
 
4. Bauaufsicht 
 

Feststellung 1 (F1) Die Stadt Lohmar bietet im 
Baugenehmigungsverfahren bei den von der 
gpaNRW betrachteten Bereichen Möglichkeiten für 
einen optimierten Verfahrensablauf. Die 
vorgeschriebene Frist zur Vorprüfung der 
Unterlagen kann nur selten eingehalten werden und 
könnte Anlass für Beschwerden oder 
verwaltungsgerichtliche Klagen geben. 

 
Empfehlung 1 (E1) Die Stadt Lohmar sollte die Eingangsbestätigung 

durch das Ergebnis der Vorprüfung ersetzen und 
die Zwei-Wochen-Frist einhalten, um etwaige 
Beschwerden oder verwaltungsgerichtliche Klagen 
zu vermeiden. 

 
Stellungnahme 1 (S1) Es ist eine Anpassung der Prozesse bereits konkret 

geplant. Es soll bei Antragseingang eine 
Vollständigkeitsprüfung gem. § 71 BauO NRW 
erfolgen. Ein Antrag gilt künftig erst dann als 
eingegangen, wenn diese Anforderungen erfüllt 
sind und eine entsprechende schriftl. Mitteilung an 
den Antragsteller ergangen ist. 

 
 

 
 

Feststellung 2 (F2) Die Gebühren setzt die Stadt Lohmar auf 
Grundlage der Allgemeinen 
Verwaltungsgebührenordnung für das Land NRW 
(AVerwGebO NRW) und einer städtischen 
Baugebührenordnung fest. Die Berechnung der 
Gebühr für die Bauaufsicht erfolgt über 
Festlegungen in der Software automatisch. 

 
Empfehlung 2 (E2) Die „Satzung der Stadt Lohmar zur Festsetzung 

von Gebührentarifen“ (Baugebührensatzung) sollte 
aktualisiert und angepasst werden. Die Stadt sollte 
die Gebühren auf Grundlage der AVerwGebO NRW 
zusammen mit dem Gebührenrahmen des Rhein-
Sieg-Kreises festsetzen. Ggf. sollte die Stadt in 



13 
 

Erwägung ziehen, auf eine eigene städtische 
Gebührenordnung für baurechtliche 
Angelegenheiten zu verzichten, um den 
Anpassungsaufwand künftig zu vermeiden. 

 
Stellungnahme 2 (S2) Die städtische Gebührensatzung wurde bereits 

überarbeitet und befindet sich aktuell in der 
abschließenden Prüfung durch die Amtsleitung. Da 
noch zu klären ist, ob eine Anlehnung an die 
Richtlinie des Rhein-Sieg-Kreises zur Erhebung von 
Gebühren in baurechtlichen Angelegenheiten und 
den Bußgeldkatalog für Ordnungswidrigkeiten 
möglich ist, oder ob die Stadt eine eigene, 
gleichlautende Richtlinie erlassen müsste/sollte, 
konnte sie dem Rat noch nicht endgültig zur 
Beschlussfassung vorgelegt werden. 

 
 

 
 
Feststellung 3 (F3) Die Stadt Lohmar hat im Jahr 2019 noch 

Bauanträge aus dem Vorjahr nach altem Recht 
beschieden und zurückgewiesen. Die Zahl der 
zurückgenommenen Bauanträge sinkt von 2018 auf 
2019 deutlich. 

 
Empfehlung 3 (E3) Die Stadt Lohmar kann ihre Internetseiten zum 

Bauantragsverfahren um Informationen zu häufigen 
Fehlern bei der Bauantragstellung und eine 
Checkliste für einen vollständigen Bauantrag 
erweitern. Zusätzlich kann auf das neue 
Bauportal.NRW verlinkt werden, denn hier erhalten 
Bausuchende weitreichende Informationen und 
können zukünftig über den Antrags- und 
Dokumentassistenten Bauanträge und Bauvorlagen 
elektronisch einreichen. 

 
Stellungnahme 3 (S3) Eine einfache Checkliste sowie die geltenden 

Antragsformulare sind auf der Internetseite 
abrufbar.  
Im Rahmen der anstehenden Überarbeitung der 
Service-Seiten wird hier noch einmal überprüft, ob 
und welche Informationen ergänzt werden können. 

 
 

 
 
Feststellung 4 (F4) Der Prozessablauf im Baugenehmigungsverfahren 

ist einheitlich und klar geregelt. Die Stadt hat für die 
Genehmigungs- und Freistellungsverfahren einen 
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Eingangs- und einen prozessbegleitenden 
Beurteilungsbogen, die per Hand ausgefüllt werden. 
Bauanträge können bisher nicht digital 
angenommen werden. So kommt es bei der 
Bearbeitung zu Medienbrüchen. 

 
Empfehlung 4 (E4) Eine medienbruchfreie digitale Bearbeitung sollte 

ermöglicht werden, um die Bearbeitungsdauer zu 
optimieren. Eine digitale Aktenführung bietet zudem 
schnellere Zugriffsmöglichkeiten auf Informationen 
für die beteiligten Parteien und kann so den Service 
weiter verbessern. 

 
Stellungnahme 4 (S4) Eine digitale Aktenführung und Bearbeitung wäre in 

jedem Fall zu begrüßen. Diese ist jedoch gerade im 
Bereich der Bauaufsicht zunächst mit einem 
erheblichen zeitlichen und finanziellen Aufwand 
verbunden. Im ersten Schritt wären die 
Bestandsakten (>30.000) zu digitalisieren, um eine 
medienbruchfreie Bearbeitung sicher stellen zu 
können. 
Interne Arbeitsabläufe und Beurteilungen wurden 
bereits weitestgehend auf eine digitale 
Dokumentation in der Fachanwendung umgestellt.  
Auch dieser Punkt soll in der Betrachtung der 
Arbeitsprozesse (siehe S1) berücksichtigt werden. 

 
 

 
 
 
Feststellung 5 (F5) Der Prozessablauf im einfachen 

Baugenehmigungsverfahren ist bei der Stadt 
Lohmar klar strukturiert. Der Rücklauf zur 
Abteilungsleitung Technik und der Jour-Fixe 
unterstützen die Korruptionsprävention. Einzelne 
Schnittstellen könnten durch eine geringe 
Umorganisation zu einer Beschleunigung des 
Verfahrens und zur Einhaltung gesetzlicher Fristen 
führen. 

 
Empfehlung 5 (E5) Der Prozessablauf kann gestrafft und damit die 

Gesamtlaufzeiten reduziert werden, indem interne 
und externe Beteiligungen sowie die 
Baulastenkontrolle vorgezogen werden und auf 
digitale Verfahren umgestellt wird. 

 
Stellungnahme 5 (S5) Auch dieser Punkt soll in der Betrachtung der 

Arbeitsprozesse (siehe S1) berücksichtigt werden. 
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Feststellung 6 (F6) Die durchschnittlichen Gesamtlaufzeiten für die 

Bauantragsverfahren liegen höher als in den 
meisten Vergleichskommunen. Dies wird mit 
Personalwechseln und erforderlichen 
Einarbeitungszeiten begründet. Die Laufzeiten ab 
Vollständigkeit des Antrags können in der 
Bauaufsicht Lohmar nicht ausgewertet werden. 

 
Empfehlung 6.1 (E6.1) Das Setzen der Friststopps für die 

Laufzeitermittlung sollte konsequent erfolgen und 
als „Merker“ in die Bearbeitungsbögen 
aufgenommen werden. Sie unterbrechen die 
Gesamtlaufzeit im Verfahren, wenn die Bauaufsicht 
wegen fehlender Unterlagen nicht weiterarbeiten 
kann. 

 
Empfehlung 6.2 (E6.2) Die Stadt Lohmar sollte zur Verbesserung der 

Steuerungsunterstützung die durchschnittlichen 
Gesamtlaufzeiten und Laufzeiten der Bauanträge 
auswerten. Es sollten Schritte eingeleitet werden, 
diese Zeiten im Hinblick auf die Aufwandsdeckung 
zu optimieren. 

 
Stellungnahme 6 (S6) Auch dieser Punkt soll in der Betrachtung der 

Arbeitsprozesse (siehe S1) berücksichtigt werden. 
Mit einer verbindlichen Definition des 
Vollständigkeits-Datums und der Nutzung von 
Friststops ist eine Auswertung der 
Gesamtlaufzeiten über die Fachanwendung 
möglich. 

 
 

 
 
Feststellung 7 (F7) In der Stadt Lohmar sind weniger Fälle je Vollzeit-

Stelle eingegangen als in den meisten 
Vergleichskommunen. Die Stadt konnte im Lauf des 
Jahres 2019 neun alte Verfahren abschließen. 

 
Empfehlung 7.1 (E7.1) Zum Ermitteln der unerledigten Bauanträge muss 

die Stadt Lohmar die Fälle in der Software mit 
einem „Ende-Datum“ versehen. Auch dies wird von 
der verwendeten Software nicht zwingend 
vorgegeben; der Antrag kann trotzdem 
abgeschlossen und archiviert sein. Die Stadt sollte 
auch dieses in den Bearbeitungsbogen aufnehmen 
und die Auswertung der „unerledigten Bauanträge“ 
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am Jahresende kontrollieren, z. B. anhand der 
Überhanglisten für IT.NRW. 

 
Empfehlung 7.2 (E7.2) Die Stadt Lohmar sollte die Personalkennzahlen 

auswerten, weiter fortschreiben und die 
Kennzahlenbildung auf die gesamten Aufgaben der 
Bauaufsicht ausweiten. So kann die Stadt auf 
Entwicklungen der Falleingänge frühzeitig reagieren 
und den erforderlichen Personaleinsatz bestimmen. 

 
Stellungnahme 7 (S7) Siehe auch S6. Das Enddatum wird in der 

Fachanwendung über das Genehmigungsdatum 
erfasst. Bei der Betrachtung der 
Personalkennzahlen muss einfließen, dass der 
Prüfaufwand im Genehmigungsverfahren durch 
umfangreiche gesetzliche Anforderungen erheblich 
gestiegen ist.  

 
 

 
 
Feststellung 8 (F8) Die Stadt Lohmar baut im Projekt „Digitales Lohmar 

2025“ die Digitalisierung beständig aus. Die 
Bauaufsicht strebt für 2021 an, Bauanträge digital 
annehmen zu können. Dies ist aus 
verfahrensökonomischer Sicht sinnvoll und mit Blick 
auf die Vorgaben des Online-Zugangsgesetzes 
(OZG) bis spätestens 31. Dezember 2022 
vorgeschrieben. 

 
Empfehlung 8.1 (E8.1) Die Stadt Lohmar sollte die Voraussetzungen 

schaffen, um den digitalen Regelbetrieb 
schnellstmöglich aufnehmen zu können. 

 
Empfehlung 8.2 (E8.2) Die Bauakte sollte vollständig elektronisch 

bearbeitet werden, um einerseits die Verfahren 
schneller abwickeln und andererseits auch die 
spätere Archivierung elektronisch erledigen zu 
können. Die Stadt Lohmar sollte die Verpflichtung 
aus dem OZG fristgerecht umsetzen. 

 
Stellungnahme 8 (S8) Siehe S4. Die Planung und Umsetzung der 

komplexen Digitalisierung ist derzeit nicht durch die 
Mitarbeitenden im Amt allein leistbar. 

 
 

 
 
Feststellung 9 (F9) Die Stadt Lohmar hat grundsätzliche Ziele für die 

Bauaufsicht festgelegt. Sie erstellt regelmäßige 
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Auswertungen, jedoch werden mit den 
vorhandenen Grunddaten bisher nicht ausreichend 
Kennzahlen zu Steuerungszwecken über einen 
längeren Zeitraum gebildet. Das Berichtswesen 
wird aufgebaut. 

 
Empfehlung 9 (E9) Die Bauaufsicht der Stadt Lohmar sollte die im 

Rahmen dieser Prüfung ermittelten Kennzahlen 
fortschreiben und ggf. weitere geeignete 
Kennzahlen bilden. Daraus sollten erreichbare 
Zielwerte definiert und mit einem Zeithorizont 
hinterlegt werden. Mittels des Berichtswesens 
werden Optimierungsmöglichkeiten durch Soll-Ist-
Vergleiche und Analysen erkennbar. 

 
Stellungnahme 9 (S9) Die bisher verwendeten Kennzahlen werden im 

Rahmen des Produktbuches fortgeschrieben. Es 
wird geprüft, ob andere oder ergänzende 
Kennzahlen sinnvoll und steuerungsrelevant sind. 

 
 
 

5. Vergabewesen 
 
Feststellung 1 (F1) Die Zentrale Vergabestelle (ZV) der Stadt Lohmar 

befindet sich während der Prüfung im Umbruch, 
nachdem Vergaben bis zum 31. Dezember 2020 
gemeinsam mit der Stadt Siegburg durchgeführt 
wurden. Die ZV wird bei förmlichen 
Auftragsvergaben eingebunden. Die Stadt hat zum 
Zeitpunkt der Prüfung keinen Gesamtüberblick über 
alle Vergaben. Die städtische Vergabeordnung wird 
überarbeitet. 

 
Empfehlung 1.1 (E1.1) Die Stadt Lohmar sollte die Regelungen aus der 

geltenden Vergabeordnung und der 
Schnittstellenregelung zu einer einheitlichen 
Dienstanweisung zusammenfassen und 
schnellstmöglich in Kraft setzen. 

 
Empfehlung 1.2 (E1.2) Die Stadt Lohmar sollte die Mitarbeitenden 

entsprechend schulen, damit die Fachsoftware als 
Vergabemanagementsystem umfassend genutzt 
werden kann. Darüber hinaus sollte die Stadt alle 
Vergaben zentral erfassen und das 
Vertragsmanagement wie vorgesehen aufbauen. 

 
Empfehlung 1.3 (E1.3) Die Unternehmerkartei in der ZV sollte verwendet 

werden, um Transparenz im Vergabewesen 
hinsichtlich der Vertragspartner und der Vergaben 
sowie Nachträge zu schaffen. Das 
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Vergabemanagementsystem sollte entsprechend 
ausgewertet werden. 

 
Stellungnahme 1 (S1) Die vollständig überarbeitete 

Vergabedienstanweisung ist am 2. Mai 2022 in 
Kraft getreten und fasst alle bisherigen Regelungen 
zusammen. Die betroffenen Mitarbeitenden wurden 
bzw. werden laufend geschult. Das 
Vertragsmanagementsystem befindet sich zurzeit 
im Aufbau und ist organisatorisch bei der 
Vergabestelle angesiedelt. Alle Vergaben werden 
im Vergabemanagementsystem erfasst, so dass 
eine zentrale Steuerung und Auswertung ermöglicht 
wird. 

 
 

 
 
Feststellung 2 (F2) Die Stadt Lohmar verfügt über eine 

Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption 
mit Stand August 2016. Darüber hinaus gibt es 
einen „Leitfaden gegen Korruption für 
Führungskräfte“ seit 2012. 

 
Empfehlung 2 (E2) Die Stadt Lohmar sollte eine 

Schwachstellenanalyse zur Korruptionsprävention 
durchführen. 

 
Stellungnahme 2 (S2) Die Schwachstellenanalyse zur 

Korruptionsprävention wird vorbereitet. Zusätzlich 
sollen Führungskräfte auch in diesem 
Themengebiet zukünftig verstärkt geschult werden. 

 
 

 
 
Feststellung 3 (F3) In der Stadt Lohmar ist das Thema Sponsoring 

bereits seit vielen Jahren präsent. In der 
Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption 
sind einheitliche und verbindliche Regelungen 
getroffen sowie ein Muster-Sponsoringvertrag 
enthalten. 

 
Empfehlung 3.1 (E3.1) Die Inanspruchnahme aller Sponsoringleistungen 

sollte zentral erfasst werden. Die Stadt Lohmar 
sollte dem Rat jährlich einen Bericht über Spenden 
und in Anspruch genommene Sponsoringleistungen 
zur Verfügung stellen und aus Gründen der 
Transparenz auf ihrer Internetseite veröffentlichen. 
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Empfehlung 3.2 (E3.2) Die Stadt Lohmar sollte das Kapitel in der 
Dienstanweisung zur Vorbeugung von Korruption 
zum Thema Sponsoring ergänzen oder eine 
eigenständige Dienstanweisung zum Sponsoring 
aufstellen. Die Dienstanweisung und der 
Mustervertrag sollten nicht nur auf Veranstaltungen 
abzielen, sondern allgemeiner gefasst sein. 

 
Stellungnahme 3 (S3) Eine Ergänzung der bestehenden Dienstanweisung 

bzw. eine gesonderte Dienstanweisung zum 
Sponsoring ist geplant, in der die Empfehlungen 
berücksichtigt werden. 

 
 

 
 
Feststellung 4 (F4) Die Stadt Lohmar richtet derzeit ein 

Projektmanagement ein. Für zukünftige Projekte 
der Stadt soll jeweils ein konkreter Projektauftrag 
definiert werden. Sie werden begleitet und nach der 
Umsetzung ausgewertet. Ein spezielles 
Bauinvestitionscontrolling ist bisher nicht aufgebaut. 

 
Empfehlung 4.1 (E4.1) Die Stadt Lohmar sollte in das Projektmanagement 

ein spezielles Bauinvestitionscontrolling 
implementieren und mindestens bei 
kostenintensiven, komplexen oder aus anderen 
Gründen bedeutsamen Maßnahmen anwenden. In 
einer Dienstanweisung sollten Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten geregelt werden. 

 
Empfehlung 4.2 (E4.2) Aufgrund ihres hohen Bauvolumens, aus 

Transparenzgründen und zur Unterstützung einer 
sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung 
gem. § 13 KomHVO sollte die Stadt Lohmar zur 
Planung und Durchführung von Baumaßnahmen 
ein Bauinvestitionscontrolling aufbauen. 

 
Stellungnahme 4 (S4) Der Aufbau eines Bauinvestitionscontrollings ist 

geplant und in Arbeit. Zunächst wird das 
Projektmanagement inklusive Begleitung 
aufgebaut. Ggf. kann das Controlling dort 
implementiert werden. 

 
 

 
 
Feststellung 5 (F5) Die Stadt Lohmar hat keinen Überblick über ihre 

Vergaben und konnte für die Prüfung keine 
plausible Vergabeübersicht inklusive Nachträgen 
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vorlegen. Die Vergabeübersicht konnte daher für 
die Analyse der Abweichungen vom Auftragswert 
nicht verwendet werden. Ein interkommunaler 
Vergleich der Abweichungen vom Auftragswert war 
daher nicht möglich. 

 
Empfehlung 5 (E5) Die Stadt Lohmar sollte in der neu eingerichteten 

zentralen Vergabestelle alle Vergaben der Stadt 
zentral erfassen und mit Nachtrags- und 
Schlussrechnungssummen ergänzen. Das 
Vergabemanagementsystem sollte konsequent 
aufgebaut und genutzt werden. 

 
Stellungnahme 5 (S5) Siehe auch S1. 

Durch die Einführung des zentralen 
Vergabemanagementsystems werden die 
Vergaben zentral erfasst, durchgeführt und 
dokumentiert. Eventuelle Nachträge sind dort im 
jeweiligen Vergabeverfahren zu pflegen.  

 
 

 
 
Feststellung 6 (F6) In der Vergabeordnung der Stadt Lohmar sind 

Regelungen zum Umgang mit Nachträgen und 
Auftragserweiterungen enthalten. Eine 
systematische Auswertung und Analyse hinsichtlich 
der Häufigkeit und Höhe der Nachträge sowie der 
Abweichungen vom Auftragswert findet nicht statt. 
Ein Gesamtüberblick über die Nachträge und 
Abweichungen ist in Lohmar nicht vorhanden. 

 
Empfehlung 6 (E6) Die Stadt Lohmar sollte ein zentrales 

Nachtragsmanagement einrichten und Nachträge 
bzw. Mengenabweichungen aus 
Transparenzgründen sowie zur Optimierung von 
Leistungsbeschreibungen und Mengenermittlungen 
systematisch dokumentieren und analysieren. 

 
Stellungnahme 6 (S6) Siehe auch S1. 

Durch die Einführung des zentralen 
Vergabemanagementsystems werden auch die 
Nachträge erfasst. 

 
 

 
6. Vergabewesen - Maßnahmenbetrachtung 
 

Feststellung 7 (F7) Die Stadt Lohmar hat die betrachteten Maßnahmen 
vergaberechtskonform und entsprechend der in 
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ihrer Vergabeordnung festgelegten 
Vorgehensweise dokumentiert und durchgeführt. 

 
Empfehlung 7.1 (E7.1) Die Stadt Lohmar sollte den Vergabevorgang im 

Vergabevermerk und zukünftig im 
Vergabemanagementsystem dokumentieren. Auch 
Nachträge und Auftragserweiterungen sollten im 
System erfasst werden. Optimal ist darüber hinaus 
die Dokumentation und Auswertung des gesamten 
Baufortschritts bis zur Schlussrechnungssumme 
und Abnahme der Bauleistung. 

 
Empfehlung 7.2 (E7.2) Die Stadt sollte für die förmliche Abnahme von 

Bauleistungen ein Abnahmeprotokoll aus dem 
Vergabehandbuch oder ein eigenes Formular 
verwenden. Die Beseitigung von festgestellten 
Mängeln sollte aus Transparenzgründen im 
Abnahmeprotokoll dokumentiert werden. 

 
Empfehlung 7.3 (E7.3) Unter Zeitdruck geplante, ausgeschriebene und 

durchgeführte Baumaßnahmen bergen erhebliche 
Risiken und sollten vermieden werden. Beim Bauen 
im Bestand und bei Tiefbauarbeiten sollten 
Begleitumstände wie ungünstige 
Witterungsverhältnisse einkalkuliert und 
Sondierungen Aufschluss für eine zutreffende 
Leistungsbeschreibung und Massenermittlung 
geben. 

 
Stellungnahme 7 (S7) Mit der Einführung des 

Vergabemanagementsystems werden auch die 
Vergabevermerke dokumentiert. 
Weiterhin wird zukünftig nur noch das 
Abnahmeprotokoll aus dem Vergabehandbuch 
verwendet. Da das Baugrundrisiko auf Seiten des 
Bauherren liegt, werden grundsätzlich 
Baugrunduntersuchungen, insbesondere beim 
Tiefbau, veranlasst. Gleichfalls werden die mittleren 
Schlechtwettertage der letzten Jahre bei der 
Ermittlung der Bauzeit berücksichtigt. 

 
 


